Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Dhicksadie 982 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 12. November 1954 


Abschrift 


An den Herrn Vorsitzenden 
des Vermittlungsaussdiusscs 
des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 


ich beehre midi mitzuicileu, daß der Bundesrat in seiner 131. Sitzung 
am 12. November 1954 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestage am 21. Oktober 1954 verabschiedeten 


Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 
- Drucksachen 849, 44, zu 44 - 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen 
Gründen cinberufen wird. 


gez. Aitmeier 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 29. Oktober 1954 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 


Drude: Buctadruckerel Peter Meier, Bulsdorf/Siegburg 
Älleinvertiieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Hbeinallee 20 
Teieton 3551 



Bundesrat 


Betr.: Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 


1. Zu § 2 

Satz 2 wird gestrichen. 

Begrün düng 

Die Regelung würde eine unterschiedliche 
Behandlung der durch dieses Gesetz er- 
faßten kollektiv eingebürgerten Personen 
gegenüber anderen deutschen Staatsange- 
hörigen bedeuten, die sachlich nicht ge- 
rechtfertigt erscheint. 

2. Zu § 3 

Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt : 

„Er verliert eine gemäß Art. 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes etwa erlangte Rechts- 
stellung.” 

Begründung 

Die Anfügung dient der Schaffung klarer 
Verhältnisse. Es erscheint nicht angebracht, 
den Ersatzstatus des Art. 1 1 6 GG aufrccht- 
zuerhalten, wenn der Berechtigte die deutsche 
Staatsangehörigkeit ausgeschlagen hat. Die 
ablehnende Stellungnahme der Bundesre- 
gierung zu dem seinerzeitigen Ergänzungs- 
vorschlag des Bundesrates wird durch die 
Einfügung des neuen § 25 ihrer Berechti- 
gung entkleidet. Härten im Einzclfalle 
können im Wege der Einbürgerung besei- 
tigt werden. 

3. Zu § 6 

a) Die Regierungsvorlage wird wie folgt 
wiederher gestellt : 
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(1) Wer auf Grund von Art. 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes Deutscher ist, 
ohne die deutsche Staatsangehörigkeit 
zu besitzen, muß auf seinen Antrag 
eingebürgert werden, es sei denn, daß 
Tatsadicn die Annahme rechtfertigen, 
daß er die innere oder äußere Sicherheit 
der Bundesrepublik oder eines deutschen 
Landes gefährdet. 

(2) Mit der Rechtskraft des die Ein- 
bürgerung ablehnenden Bescheides ver- 
liert der Antragsteller die Rechtsstellung 
eines Deutschen.” 


b) Es wird folgender neuer Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Die Rechtsstellung als Deutscher 
im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes geht verloren, wenn nicht bis 
zu 2 Jahren nach Inkrafttreten des 
Gesetzes um Verleihung der deutschen 
Staatsangehörigkeit nach gesucht wird.” 

Begründung 

Auch bei der gebotenen entgegenkom- 
menden Behandlung der Deutschen im 
Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG ist ein 
Einbürgerungsanspruch insoweit nidat zu 
gewähren, als Gründe der inneren oejer 
äußeren Staatssicherheit enrgegenstehen. 
Wer aus derartigen Gründen vom Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit aus- 
geschlossen werden muß, kann die Rechte 
eines Deutschen im Sinne des Grund- 
gesetzes und damit alle Staatsbürger! idicn 
Rechte nicht länger zugcbllligt bekom- 
men. 

Der Zusatz soll, ebenso wie der Zusatz 
in § 3, dazu beitragen, klare Verhält- 
nisse zu sdiaffen und Zweifelsfragen 
auszuschlicßen, die bei der Durdiführimg 
des Art. 116 GG in der Praxis auf ge- 
treten sind. Die Beseitigung des Ers^.^z- 
status des Art. 116 GG entspricht audi 
dem Interesse der Vertriebenen. 

4. § 10 wird unter Ersetzung des Punktes 
durch ein Semikolon wie folgt ergänzt: 

„ . . . ; deutsche Staatsangehörige sind nur 
diejenigen geworden, für die ei i Feststcl- 
lungsbesdicid der zuständigen Stellen vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ergangen ist 
und zugestellt worden ist,” 

Begründung 

Die Ergänzung erscheint geboten, um die 
Gefahr zu vermeiden, daß die bisher ein- 
heitliche Verwaltungspraxis sich in ver- 
sdiiedener Richtung entwickelt. Ohne eine 
solche Ergänzung könnte darauf geschlossen 
werden, daß Personen, die einen Fest- 
stellungsbescheid erhalten haben, gleichwohl 
nicht mehr die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzen. 



5. Zu § 12 

a) Hinter dem Wort „steht” wird cinge- 
fügt: 

„bis zum 3L Dezember 1956”. 
Begründung 

Im Interesse der Rechtssicherheit erscheint 
es zweckmäßig, den Einbürgerungsan- 
spruch nach § 12, der über den in 
Art. 116 Abs. 2 GG eingeräumten Ein- 
bürgerungsanspruch hinausgeht, zeitlich 
zu befristen. Für etwa später eingehende 
Einbürgerungsanträge ist § 13 des Rcichs- 
und Staatsangehörigkeirsgesetzes aus- 
reichend. 

b) Hinter dem Wort „Verfolgungsmaß- 
nahmen” werden die Worte eingefügt: 

„aus politischen, rassischen oder religiösen 
Gründen”. 

Begründung 

Die Einfügung soll einer dem Sinn der 
Vorschrift widersprechenden Ausweitung 
Vorbeugen (vgl. Art. 116 Abs. 2 GG), 

6. Es wird, folgender § 12 a eingefügt: 

12 a 

Ein Einbürgerungsanspruch nach den 
§§ 9 Abs. 2, 11 und 12 besteht nicht, 
wenn Tatsachen vorliegen, welche die An- 
nahme rechtfertigen, daß der Antragsteller 
die innere oder äußere Sicherheit der 
Bundesrepublik oder eines deutschen Lan- 
des gefährden wird.” 

Begründung 

Bei Feststellung derartiger Tatsachen kann 
den betreffenden Personen im Interesse 
der Staatssicherheit ein Anspruch auf Ein- 
bürgerung nicht zu gebilligt werden. 

Mißb räudi liehe Ermessenshandhabung sei- 
tens der Verwaltungsbehörden kann durdi 
das Korrektiv des Verwaltungsrechtsweges 
gesteuert werden. 

7. In § 13 Zeile 4 muß es richtig heißen: 
«(§§ b, 8, 9 Abs. 2, 11 und 12)”. 
Begründung 

Redaktionelle Klarstellung. 

8. In § 16 Abs. 1 Zeile 4 muß es richtig 
heißen : 

„(§§ 6, 8, 9, 11 und 12)” 


Begründung 

Redaktionelle Klarstellung. 

9. Zu S 16 

a) Absatz 2 erhält folgenden neuen Satz 2 : 

„Hatte er nie dauernden Aufenthalt in 
Deutschland, so ist die Einbürgerungs- 
behörde zuständig, in deren Bereich 
sein Vater oder seine Mutter dauernden 
Aufenthalt haben oder zuletzt gehabt 
haben.” 

b) Absatz 3 erhält folgende neue Fassung: 

„(3) Ergibt sich aus Absatz 1 oder 
Absatz 2 die Zuständigkeit einer Behör- 
de außerhalb des Geltungsbereiches die- 
ses Gesetzes oder fehlt es an einer zu- 
ständigen Behörde, so ist der Bundes- 
ministcr des Innern zuständig.” 

Begründung 

Es erscheint nicht zweckmäßig, die Zu- 
ständigkeit des Bundesministers des In- 
nern über den im Runderlaß des RMdl 
vom 16. September 1938 betr. Zustän- 
digkeiten in Staatsangehörigkeltssachen 
(MBliV S. 1568) in Verbindung mit § 4 
der Verordnung über die deutsche 
Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1 934 
(RGBl. I S. 85) festgelcgtcn Rahmen 
hinaus ohne zwingende sachliche Not- 
wendigkeit wesentlich auszu dehnen. 

10. Zu § 18 

Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt : 

„(3) Entsprechendes gilt für die Frist 
nach § 6 Abs. 3.” 

Begründung 

Folge der Anfügung eines neuen Absatz 3 
in § 6. 

11. § 23 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Erstreckungsvorschrift würde dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau widersprechen. 

12. In § 24 Abs. 1 Zeile 1 muß es richtig 
heißen : 

M 6, 8, 9, 11 und 12)”. 

Begründung 
Redaktionelle Klarstellung. 



